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      E I N S C H R E I B E N  
 

Marc Sturm •  •  
 

Amtsgericht Bautzen 

z. Hd. Justizoberinspektorin Grafe 

Lessingstraße 7 

02625 Bautzen 

Ihr Geschäftszeichen: Ihre Nachricht vom: Datum: 

  22. Juni 2022 

 

Aufklärung  

 

  

Sehr geehrte Frau Winzi, 

vielen Dank für Ihr Schreiben im Anhang.  

Zunächst möchte ich in aller Deutlichkeit zum Ausdruck bringen, dass ich stets meinen Verpflichtungen 

nachkomme und für jeglichen Schaden aufkomme insofern dieses gerechtfertigt ist und auf einer 

rechtlichen Grundlage fußt. 

Daran gibt es jedoch massive Zweifel, sogar Beweise, die ich Ihnen mit diesem Schreiben darlegen 
werde. Sie machen sich mit Ihrer Diensthandlung strafbar! 

Allem voran möchte ich Sie eindringlichst daran erinnern, dass die gesetzlichen Vorschriften zur 

Staatshaftung vom Bundesverfassungsgericht ersatzlos gestrichen und im Bundesgesetzblatt 

veröffentlicht wurden.  

Beweis: BVerfG – 2 BvF 1/81 – vom 19.10.1982.  

Beweis: BGBl Teil 1, Nr. 41 vom 9.11.1982 

In Ihrem Fall bedeutet das konkret, dass Sie mit Ihrem privaten Vermögen und Ihrer Freiheit bis in die 

3. Generation haften! 

Beweis: § 839 BGB – Haftung bei Amtspflichtverletzung. 

Indem Sie von Ihrem Remonstrationsrecht Gebrauch machen, können Sie die private Haftung für diese 

Diensthandlung auf Ihren Vorgesetzten übertragen, der Sie zu dieser aufforderte.  

Beweis: § 63 Bundesbeamtengesetz.  
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Damit komme ich nun zu meinen persönlich gegen Sie gerichteten Vorwürfen: 

1. Vorwurf - Amtsanmaßung 

Ich beschuldige Sie der Amtsanmaßung, da Sie keine amtliche Legitimation besitzen. Das provisorische 

Staatsgebilde oder auch Staatsfragment, wie Carlo Schmidt die Bundesrepublik Deutschland bei der 

Einführung des Grundgesetzes zu bezeichnen pflegte, existiert nicht mehr.  

Beweis: Erläuterung B.  

Damit kann Ihre Vereidigung von keinem völkerrechtlich anerkannten Subjekt vorgenommen worden 

sein, was mithin dazu führt, dass Sie zur Vornahme hoheitlicher Handlungen nicht berechtigt waren 

und sind. Folglich bedeutet dies, dass es zwischen Ihnen und meiner Person, Person gemäß staatlichem 

BGB § 1 vom 18. August 1896, keine öffentlich-rechtliche Vertragsbasis gibt, auf der sich eine 

gesetzliche und/oder staatliche Forderung begründen ließe. Sie agieren hier als Bediensteter einer 

privatwirtschaftlichen Firma.  

Beweis: Erläuterung D. 

Außerdem wurde längst offiziell festgestellt, dass der Beamtenstatus seit dem 08. Mai 1945 erloschen 

ist.  

Beweis: BVerfG – 1 BvR 147/52 – vom 17.12.1953. 

 

2. Vorwurf - Täuschung im Rechtsverkehr 

Des Weiteren beschuldige ich Sie der Täuschung im Rechtsverkehr in mehreren Fällen. Ihre „offiziellen“ 

Schreiben besitzen, entgegen Ihrer Behauptung, ohne vollständige Unterschrift keine Gültigkeit.  

Beweis: Erläuterung A.  

Zudem existiert keine rechtliche Grundlage, auf der sich sowohl das Urteil, noch die Forderung daraus, 

als auch nun Ihre Diensthandlung begründen lassen würde. Sogar nach BRD-Recht, worauf Sie sich 

berufen, gibt es kein gültiges Gesetz mehr, was Ihre tägliche Arbeit rechtfertigt und schützt. Die 

Alliierten haben der BRD alles, was hoheitliche Befugnisse verkörpert hat, genommen. 

Beweis: Erläuterung B und C und E.  

Entgegen der landläufigen Darstellung, dass der Zwei-plus-Vier-Vertrag von 1990 die letzten 

ungeklärten deutschen Fragen abschließend geregelt haben soll, der Überleitungsvertrag damit als 

aufgehoben anzusehen ist und die BRD somit die volle Souveränität als völkerrechtlich anerkannter 

Staat zurückerhalten hat, sieht die Wirklichkeit ganz anders aus. Die einzigen Gesetze, die aktuell in 

Deutschland ausschließlich Rechtskraft besitzen, sind die Militärgesetze der Alliierten. Jeder, der 

diesbezüglich Gegensätzliches behauptet, erfüllt den Tatbestand und stellt sich offiziell gegen das US-

Militär. 

Beweis: Erläuterung F. 
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Die Militärregierungsgesetze, das Strafgesetzbuch, alle Nebengesetze, Kontrollratsbeschlüsse und das 

Zonenstrafrecht sind bis zum heutigen Tage in der BRD voll gültig und in Anwendung. Damit kommen 

– neben den bisher genannten – noch weitere Verstöße gegen Militärregierungsgesetze hinzu. So 

dürfen beispielsweise Richter, Staatsanwälte und andere Gerichtsbeamte, Notare und Rechtsanwälte 

nur amtieren, wenn sie von der Militärregierung eine Zulassung erhalten haben.  

Beweis: Gesetz Nr. 2, Artikel III, IV und V. 

Ob Ihnen oder einem Ihrer Kollegen/Vorgesetzten eine solche Genehmigung vorliegt, muss 

erfahrungsgemäß angezweifelt werden. Bei Zuwiderhandlungen sehen die Militärregierungsgesetze 

ebenfalls eindeutige Konsequenzen vor: „Jeder Verstoß gegen die Vorschriften dieses Gesetzes wird 

im Falle der Schuldigsprechung durch ein Gericht der Militärregierung nach dessen Ermessen mit jeder 

gesetzlich zulässigen Strafe, einschließlich der Todesstrafe, geahndet.“. 

Beweis: Gesetz Nr. 2, Artikel IX. 

Die Entscheidung, ob Sie die dargelegten Fakten nun überprüfen oder einfach ignorieren, liegt jetzt 

ganz allein bei Ihnen. Schließlich ist jeder für sich selbst verantwortlich und Wissen ist und bleibt eine 

Holschuld – insbesondere für Personen, die nach Außen eine Amtsperson repräsentieren wollen.  

Mit dem Tag der Zustellung dieses Schreibens gelten Sie nicht mehr als unwissend. Jede weitere 

„Amtshandlung“ Ihrerseits wird nicht nur als Hochverrat am deutschen Volk, sondern auch als 

vorsätzlicher Verstoß gegen gültige Gesetze der Alliierten Militärregierung zu werten sein! Die dadurch 

entstehenden Konsequenzen werden Sie persönlich vor einem Tribunal der Militärgerichte zu 

verantworten haben. 

Falls die vorgebrachten Fakten und dessen Beweisführung Ihrer Auffassung nach nicht den Tatsachen 

entsprechen oder es zwischenzeitlich eine Aktualisierung gesetzlicher Regelungen gab, die oben 

Genanntes widerlegen, so bitte ich Sie, mir diese mit persönlicher Unterschrift, einschließlich dem Vor- 

und Zunamen sowie einem Amtssiegel zuzusenden, um für etwaige Folgeverfahren die 

verantwortliche Amtsperson benennen zu können.  

Mit den vorangegangenen Darlegungen habe ich Ihnen bewiesen, dass Sie und Ihre Behörde mit 

größter Wahrscheinlichkeit nicht den rechtlichen Stand haben, den sie mir gegenüber vorgeben. Damit 

sind Sie nun zunächst in der Pflicht mir eine gegenteilige Rechtslage zu beweisen. 

Daher bitte ich Sie höflichst mir die folgenden Nachweise zu erbringen!  

a) Sie weisen mir nach, dass nicht die SHAEF-Gesetze der Alliierten, sondern die BRD-Gesetze 

Gültigkeit besitzen. 

b) Sie erbringen einen zweifelsfreien Nachweis Ihrer amtlichen Legitimation.  Sie weisen darin in 

notariell beglaubigter Form nach, wofür, wie, wodurch und von wem Sie Rechte zur Vornahme 

hoheitlicher Handlungen übertragen bekommen haben. Gleichzeitig weisen Sie nach, auf 

welchen Staat Sie vereidigt worden sind. 

c) Die Erbringung einer notariellen Beglaubigung der Gründungsurkunde des Staates, auf den Sie 

Ihre Vereidigung begründen. 

d) Die Erbringung einer notariellen Beglaubigung der Gründungsurkunde des Bundeslandes, 

sowie des Regierungspräsidiums der Stadt auf den Sie Ihre Vereidigung begründen. 
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Zu meiner Entlastung erhalten Sie Ihr Schreiben bis zur Erbringung der oben genannten Nachweise 

vorerst zurück. Außerdem bitte ich Sie vielmals von weiteren Schreiben abzusehen, solange die 

Nachweise zu Ihrer Legitimität noch nicht einwandfrei erbracht wurden. 

Im Fall einer Zuwiderhandlung weise ich darauf hin, dass eine inhaltliche Auseinandersetzung 

meinerseits erst nach der vollständigen Erbringung aller Nachweise zu erwarten ist. Außerdem werde 

ich mich in diesem Fall gezwungen sehen, gegen Sie und Ihren Vorgesetzten Herr René Burk ein 

Strafverfahren bei der Universal Postal Union einzuleiten sowie Strafantrag gegen Sie beide beim 

Russischen Generalkonsulat in Leipzig, der Alliierten Kommandantur für Berlin und die Bundesrepublik 

Deutschland in Berlin sowie der US European Command in Wiesbaden einzureichen. 

Ich kann Sie nur eindringlich darum bitten, meine Vorwürfe ernst zu nehmen und den vorgebrachten 

Sachverhalt eingehend zu überprüfen. Bitte ziehen Sie hierfür unbedingt auch Ihre übergeordneten 

Kollegen hinzu, die sich ebenfalls vollumfänglich verdächtig machen, sich hier an mehreren schweren 

Straftaten zu beteiligen.  

 

Alle Verträge, die eventuell versehentlich und unter Täuschung im Rechtsverkehr Ihrerseits durch 

konkludentes Handeln der Person Marc Sturm, Person gemäß staatlichem BGB § 1 vom 18. August 

1896, in der Vergangenheit zustande gekommen sind, zum Beispiel durch Annahme von 

Steuernummern oder Akten- und Geschäftszeichen, Beitragskonten, werden hiermit ausdrücklich 

widerrufen und gekündigt. Es wird vorsorglich § 119 des staatlichen BGB vom 18. August 1896 

geltend gemacht.  

 

Hochachtungsvoll 

 

 

 

marc: a.d.H. [sturm] 

 

 

 

Anlagen: 

- Erläuterung A, B, C, D, E, F 

- Anhang 1, 2, 3 

- Ihr Schreiben vom 25. Mai 2022  
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Erläuterung A – Unterschrift 

Nicht nur Urteile, sondern auch Beschlüsse, Anordnungen, Verfügungen, etc. stellen lediglich 

unverbindliche Entwürfe dar, solange der erkennende Richter oder Rechtspfleger sie nicht 

unterschrieben hat.  

Beweis: BVG NJW 1985, 788; BGH WM 1986, 331, 332; BGHZ 137, 49; OLG Köln NJW 

1988 2805f; OLG Köln Rechtspfleger 1981, 198.  

Alle über den Postweg versandten Schriftstücke sind ohne gültige Unterschrift nicht 

rechtswirksam. Texte wie „Dieses Schreiben wurde maschinell erstellt und ist ohne 

Unterschrift gültig!“ sind schlichtweg falsch und erfüllen den Tatbestand der Rechtstäuschung.  

Beweis: §126 BGB, §315 ZPO, §275 StPO, §117 VwGO, §37 VwVfG, §110c OWiG, §134 

SGG, §119 AO und weitere. 

Wenn Behördenperson B für Behördenperson A mit dem Zusatz „i. A.“ oder wenn nur mit dem 

Nachnamen unterschrieben wird, so ist dies nach höchstrichterlicher Feststellung als 

formunwirksam und damit ebenfalls rechtsunwirksam anzusehen. 

Beweis: BGH-Urteil vom 19. Juni 2007 – VI ZB 81/05; BGH-Urteil vom 31. März 2002 

– II ZR 192/02; BGH-Urteil vom 5. November 1987 – V ZR 139/87 Eberhard. 

Generell sind „amtliche“ Schreiben ohne Unterschrift als Entwurf zu werten und entfalten 

keinerlei Rechtskraft. 

Beweis: § 49 BeurkG. 

 

Erläuterung B – Grundgesetz 

Am 17.07.1990 wurde neben der „Verfassung der DDR“ auch das „Grundgesetz für die 

Bundesrepublik Deutschland" aufgehoben. Dazu verfügte der damalige US-amerikanische 

Außenminister, James Baker, während der Pariser Konferenz die Löschung von Präambel und 

Geltungsbereich aus dem Grundgesetz. Mit dem territorialen Geltungsbereich verlor das 

„Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland" als Ganzes mit Wirkung zum 18.07.1990 – 

Kraft Alliierten Vorbehaltsrecht – seine Gültigkeit. Da sich, wie vom Bundesverfassungsgericht 

festgestellt, die Hoheit der BRD ausdrücklich „auf den Geltungsbereich des Grundgesetzes" 

bezog, wurden damit nicht nur sämtliche Gesetze, die über das Territorialitätsprinzip an den 

Geltungsbereich geknüpft waren, ungültig, sondern auch die Auflösung der „Bundesrepublik 

Deutschland" als provisorisches Staatsgebilde ging damit einher.  

Beweis: BGBI. 1990, Teil II, Seite 885,890 vom 23.09.1990. 

Das Bundesverwaltungsgericht bestätigte obendrein, dass Gesetze ohne Geltungsbereich 

ungültig und nichtig sind, da sie gegen das Gebot der Rechtssicherheit verstoßen. 

Beweis: Urteil BVerwGE 17, 192 = DVBI 1964, 147. 
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Auch die Haager Landkriegsordnung lässt daran keinen Zweifel aufkommen. Sie sieht ein 

Grundgesetz nur als ein zeitlich begrenztes Provisorium an, welches der rechtlichen 

Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung eines militärisch besetzen Gebietes dient. Und sie 

regelt zudem die Dauer für eine rechtmäßige Besetzung, welche in unserem Fall zu diesem 

Zeitpunkt zu enden hatte. 

Beweis: Artikel 43 HLKO. 

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte stellte bereits im Jahr 2006 fest, dass die 

BRD kein Staat ist. Außerdem wurden mit Verstößen gegen das Recht auf ein faires Verfahren 

sowie gegen das Recht auf wirksame Beschwerde (Artikel 6 und 13 der 

Menschenrechtskonvention) erhebliche Mängel im Bereich der Rechtsstaatlichkeit 

festgestellt. 

Beweis: Urteil EGMR 75529/01. 

 

Erläuterung C – Bundesbereinigungsgesetze 

Wieder einmal verfügten die Alliierten mit Kraft ihres Vorbehaltsrechtes über weitere 

Gesetzesänderungen und zeigten der BRD damit einmal mehr an, dass eine Staatssimulation 

nicht erwünscht ist. Mit den Bundesbereinigungsgesetzen aus 2006, 2007 und 2010 wurde der 

BRD von den Alliierten die komplette, noch bis heute angewendete Gesetzgebung genommen!  

Beweis:  

Erstes Gesetz über die Bereinigung von Bundesrecht im Zuständigkeitsbereich des 

Bundesministeriums der Justiz vom 19. April 2006; BGBI. I, S. 866 Bundesgesetzblatt 

Jahrgang 2006 Teil I Nr. 18, ausgegeben zu Bonn am 24. April 2006;  

Zweites Gesetz über die Bereinigung von Bundesrecht im Zuständigkeitsbereich des 

Bundesministeriums der Justiz vom 23. November 2007; BGBI. I, S. 2614 

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2007 Teil I Nr. 59, ausgegeben zu Bonn am 29. November 

2007. 

Als Beweis für die volle Rechtskraft der Bereinigungsgesetze, füge ich Ihnen das 

Antwortschreiben des Bundesministeriums der Justiz vom 10. März 2011 auf eine Anfrage vom 

24. Februar 2011 in Kopie bei. 

Beweis: Anhang 1. 

 

Erläuterung D – Scheinstaat 

Durch die Auflösung der BRD musste vom damaligen Bundeskanzler, Helmut Kohl, und dem 

damaligen Außenminister, Hans-Dietrich Genscher, eine Alternative gefunden werden, da die 

staatsrechtliche Grundlage entfallen war. Diese mündete in der Bildung eines Konstruktes aus 

privat-rechtlichen Firmen, mit dem nach Außen ein Scheinstaat simuliert werden konnte. 
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Beweis: Damals als BRD-Finanzagentur GmbH, beim Amtsgericht Frankfurt am Main 

unter der Handelsregister Nummer HRB 51411 gegründet.  

Aber nicht nur die BRD selbst, sondern auch sämtliche Städte, Behörden, Landratsämter usw. 

wurden schon ins Handelsregister eingetragen.  

Über die offizielle Internetseite der Dun & Bradstreet Deutschland GmbH ist für jedermann 

einsehbar, dass die gesamte BRD inzwischen ein in Delaware, USA, registriertes 

Firmenkonstrukt, bestehend aus etwa 47.000 Einzelfirmen, ist. 

Beweis: www.upik.de. 

Auch der Internationale Strafgerichtshof in Den Haag hat mit Urteil vom 3. Februar 2012 

bestätigt, dass die BRD nicht Rechtsnachfolger des Deutschen Reiches ist und damit auch keine 

Zuständigkeit besitzt. 

 

Erläuterung E – Bundeswahlgesetz 

Das Bundesverfassungsgericht urteilte am 25.07.2012, dass das Wahlgesetz rückwirkend seit 

1956 nicht der Verfassung entspricht und damit ungültig ist. Nach der diesbezüglichen 

Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes steht somit auch endgültig fest, dass unter 

der Geltung des Bundeswahlgesetzes – Ausfertigungsdatum vom 07.05.1956 – noch nie ein 

verfassungsmäßiger Gesetzgeber am Werk war und somit insbesondere alle erlassenen 

Gesetze und Verordnungen seit 1956 ohnehin nichtig sind. Es gibt keine Mitglieder im 

Bundestag und im Bundesrat in Ermangelung eines gültigen Wahlgesetzes seit 1956 ohne 

Legitimation für eine Gesetzgebung.  

Beweis: Urteil BverfG, 25.07.2012 – 2 BvF 3/11, 2 BvR 2670/11, 2 BvE 9/11 

 

Erläuterung F – Militärregierungsgesetze 

Das Bundesverfassungsgericht machte am 21. Januar 1998 unter anderem folgende 

Feststellung zum Überleitungsvertrag, BGBI. 1955 II S. 405: „Der Überleitungsvertrag wurde 

nicht durch den Zwei-plus-Vier-Vertrag aufgehoben […] “. 

Beweis: Urteil 2 BvR 1981/97. 

Weiter lege ich Ihnen in Kopie das Antwortschreiben des Bundesministeriums für Justiz vom 

29. März 2004 auf eine Anfrage vom Schutzbund der Kreditnehmer vom 20. März 2004 bei, 

welches die fortwährende Rechtskraft des Überleitungsvertrages bestätigt. 

Beweis: Anhang 2. 

Zudem wurde am 13. Januar 1994 sogar im Bundesgesetzblatt veröffentlicht, dass das 

Berlinabkommen erneut angenommen wird und alle Alliierten Vorbehaltsrechte weiterhin 

volle Gültigkeit besitzen.  
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Beweis: BGBl. II 1994, S. 26. 

Ein weiterer Beweis für die Gültigkeit der Militärgesetze ist die Verurteilung des 

Devisenbeschaffer der DDR, Dr. Alexander Schalck-Golodowski, am 21. April 1999 vor dem 

Landgericht Berlin wegen Vergehen nach dem Militärregierungsgesetz Nr. 53 (SHAEF). 

Beweis: Urteile 5 StR 97/99 und 5 StR 123/99. 

Das diese Haltung auch von der Alliierten Kommandantur praktisch vertreten wird, lässt sich 

leicht durch eine eigene Anfrage bei der US European Command (EUCOM) überprüfen. 

Beweis: Anhang 3. 
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Anhang 1 - Antwortschreiben des BMJ auf Anfrage zu den Rechtsbereinigungsgesetzen 
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Anhang 1 Anhang 1 - Antwortschreiben des BMJ auf Anfrage zu den Rechtsbereinigungsgesetzen 
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Anhang 2 Anhang 2 - Antwortschreiben des BMJ auf Anfrage zum Überleitungsvertrag 
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Anhang 3 Anhang 3 - Antwortschreiben von SHAEF auf Anfrage an The MITRE Corporation WSEO/US EUCOM 
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Anhang 3 Anhang 3 - Antwortschreiben von SHAEF auf Anfrage an The MITRE Corporation WSEO/US EUCOM 
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